
Nachgefragt bei dbb Chef Klaus Dauderstädt:

Was ist staatstragender als die 
Verteidigung der Verfassung?
Turbulente Zeiten für den dbb beamtenbund und tarifunion: Die Tarifrunde für die Beschäftigten 
der Länder ist noch keine zwei Monate her. Bei der Post und im Sozial- und Erziehungsdienst kämpfen 
die Beschäftigten mit (Warn-)Streiks gegen Überlastung und für mehr Wertschätzung. Nicht zuletzt 
führt die dbb Mitgliedsgewerkschaft GDL seit Monaten eine harte  Tarifauseinandersetzung bei der 
Deutschen Bahn. Das alles vor dem Hintergrund des Tarifeinheitsgesetzes, das der Bundestag gerade 
verabschiedet hat. Das dbb magazin sprach mit dem Bundesvorsitzenden Klaus Dauderstädt über 
die aktuelle Lage.
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 < dbb magazin

Herr Dauderstädt, in den letz-
ten Wochen gab es einige öf-
fentlichkeitswirksame Streiks 
mit dbb Beteiligung: bei der 
Bahn, der Post und im Sozial- 
und Erziehungsdienst. Man 
könnte fast vergessen, dass die 
Mehrheit der dbb Mitglieder 
Beamte sind, die gar nicht 
streiken dürfen, oder?

 < Dauderstädt
Richtig ist, dass die Streiks bun-
desweit großes mediales Inter-
esse bekommen. Das heißt 
aber nicht, dass wir im Beam-
tenbereich untätig sind. Ers-
tens sind auch bei der Bahn 
und bei der Post immer noch 
Beamte im Einsatz, die von un-
seren Mitgliedsgewerkschaf-
ten betreut werden. Zweitens 
wird in einigen Bundesländern 
immer noch um die Übertra-
gung des Tarifabschlusses auf 
die Landesbeamten gerungen. 
Darüber wird dann eben auch 
eher auf Landesebene berich-
tet, wo die dbb Landesbünde 
für gute Ergebnisse kämpfen.

 < dbb magazin
Stichwort „Medien“: Claus We-
selsky dürfte der bekannteste 
stellvertretende dbb Bundes-
vorsitzende aller Zeiten sein. 
Im November 2014 führten  
wir ein längeres Gespräch über 
den Streik der GDL und die Rol-
le des dbb*. Sie haben für Soli-

darität geworben. Haben Sie 
diese Haltung angesichts der 
Berichterstattung über den 
Bahnstreik jemals bereut?

 < Dauderstädt
Nein, an meiner Position hat 
sich nichts geändert: Ich habe 
nach wie vor großes Verständ-
nis für den Ärger der Bürger, die 
vom Streik betroffen waren. 
Aber ich sage auch weiterhin, 
dass die Arbeitgeber mit ihrer 
„Verhandlungstaktik“ der GDL 
kaum eine Alternative gelassen 
hat. Denn lange Zeit wurde – 
wir haben es immer wieder be-
tont – nicht über Inhalte ver-
handelt. Die Bahn hatte sich 
darauf versteift, keine konkur-
rierenden Tarifverträge haben 
zu wollen. Es ging also um das 
„ob“, nicht um das „wie“. Für 
die GDL und auch für den dbb 

mit seinen Mitgliedsgewerk-
schaften eine nicht hinnehm-
bare Situation. Auch wenn wir 
uns stets um Ko operationen 
mit anderen  Gewerkschaften 
bemühen, darf daraus niemals 
ein Zwang werden. Ihren Ver-
handlungsanspruch musste die 
GDL durchsetzen, das hat der 
dbb unterstützt, auch wenn die 
 Eskalation nicht leicht auszu-
halten war.

 < dbb magazin
Es kam aber auch viel Kritik  
aus der Mitgliedschaft und so-
gar Austritte hat es gegeben. 
Haben Sie die Einstellung unter 
den Mitgliedern, von denen 
viele den dbb ursprünglich als 
eher staatstragenden und kon-
sensorientierten Dachverband 
kennengelernt haben, falsch 
eingeschätzt?

 < Dauderstädt
Es haben uns tatsächlich viele 
Zuschriften dieser Art erreicht. 
Das macht mich einerseits 
 betroffen, andererseits auch 
ärgerlich. Es ist ja richtig: Sol-
che massiven Arbeitskämpfe 
der eigenen dbb Familie, unter 
denen man vielleicht sogar per-
sönlich leidet, sind schwer zu 
ertragen. Das ist nachvollzieh-
bar und dennoch macht mich 
jeder  einzelne Austritt betrof-
fen. Andererseits ärgert mich 
der Vorwurf, wir seien nicht 
konsensorientiert oder wenig 
staatstragend. Das Tarifein-
heitsgesetz ist ein Frontalan-
griff auch auf den dbb und sei-
ne Mitgliedsgewerkschaften. 
Wer jetzt noch auf Kuschelkurs 
geht, der hat die Zeichen der 
Zeit nicht erkannt. Was kann 
denn im besten  Sinne staats-
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tragender sein, als unsere in 
der Verfassung garantierten 
Rechte zu verteidigen?

 < dbb magazin
Kämpferische Worte. Trotz- 
dem haben Sie sich hinter den 
Kulissen um eine Vermittlung 
bemüht. Ist das nicht wider-
sprüchlich?

 < Dauderstädt
Nein. Man kann hart in der Sa-
che sein und trotzdem an einer 
Lösung arbeiten. Ich wollte ver-
hindern, dass der Gesprächsfa-
den abreißt. Die Standhaftigkeit 
von Claus Weselsky war wich-
tig. Schließlich waren die Ver-
handlungen aber an einem 
Punkt angekommen, an dem 
eine neutrale Person als Ver-
mittler hilfreich ist. Die Bahn 
wollte ja früh eine Schlichtung, 
der sich die GDL auch, anders 
als medial oft dargestellt, nie 
verschlossen hat, falls bestimm-
te Kriterien erfüllt sind. Deshalb 

wurde vereinbart, mit Klaus 
Bepler einen Experten hinzuzu-
holen. Das hat funk tioniert.

 < dbb magazin
Auch wenn es bei der Bahn nun 
in die Schlichtung geht: Das Ta-
rifeinheitsgesetz wurde vom 
Bundestag trotz zahlreicher Pro-
teste verabschiedet. Was hindert 
Arbeitgeber daran, erneut so 
eine Situation herbeizuführen?

 < Dauderstädt
Wir, der dbb. Gemeinsam mit 
unseren Mitstreitern, wie dem 
Marburger Bund, dem Deut-
schen Journalisten-Verband 
oder Cockpit. Wir ziehen vor 
das Bundesverfassungsgericht, 
und ich bin immer noch über-
zeugt, dass das Gesetz dort 
scheitern wird.

 < dbb magazin
Diese Überzeugung teilen Sie 
mit vielen namhaften Verfas-
sungsexperten. Warum bringt 

das Parlament das Gesetz 
trotzdem auf den Weg?

 < Dauderstädt
Die Arbeitgeberverbände wün-
schen sich ein solches  Gesetz 
schon lange, leider auch Teile 
des Deutschen Gewerkschafts-
bundes. Die  einen haben Angst 
vor Wettbewerb, die anderen 
wollen die Einheitsgewerk-
schaft.  Warum die Koalition 
sich trotz unserer Warnungen 
 darauf eingelassen hat, müssen 
Sie die Unionsparteien und die 
SPD fragen.

 < dbb magazin
Wie wird die Politik reagieren, 
wenn das Gesetz tatsächlich 
scheitert? Es gibt ja bereits 
 Initiativen, in den Bereichen der 
Daseinsfürsorge eine Zwangs-
schlichtung einzu führen.

 < Dauderstädt
Auch wenn das Bundesver-
fassungsgericht unsere Posi-

tion bestätigt, bleibt viel 
 Überzeugungsarbeit zu leisten. 
Wir müssen die Politik zum 
Beispiel daran erinnern, dass 
viele der derzeitigen Probleme 
wie etwa bei der Post und der 
Bahn ein Stück weit hausge-
macht sind und sich in deren 
Privatisierung auch Ursachen 
für die Zunahme von Arbeits-
kämpfen finden. Unsere So-
zialpartnerschaft funktioniert 
ohne Eingriffe ins Arbeits-
kampfrecht wie Zwangs-
schlichtungen. Für eine funk-
tionierende Daseinsvorsorge 
brauchen wir einen starken, 
modernen öffentlichen Dienst. 
Und ein starker öffentlicher 
Dienst braucht ein starkes, 
 modernes Berufsbeamtentum, 
insbesondere für die hoheit-
lichen Aufgaben.  Dafür muss 
der gesamte dbb kämpfen.

Das Gespräch mit dem Bundes-
vorsitzenden führte Michael 
 Eufinger. 
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